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So gesehen So sieht es    Jürgen Tomicek   

Das Land  vor der Wahl

Erregungsrepublik
Deutschland  
Von Alexander Will

Die Bundesrepublik ist keine Großmacht  wie das Kaiser-
reich, aber Deutschland ist wieder nervös. Seine Bewoh-

ner pflegen eine Kultur der Erregung: Da wird sich über Dinge 
erregt, die der Erregung kaum wert sind, während Verhältnis-
se, die zur Erregung Anlass gäben, hingenommen werden. 

Olaf Scholz – der ganz gewiss kein Rassist ist – sah sich mit 
Erregung konfrontiert, als er den Berliner Kultursenator auf 
einer Geburtstagsfeier hart anging. Er bekam den identitäts-
politischen Furor zu spüren, dessen sich seine eigene Partei 
nur allzu häufig selbst bedient. Man stelle sich nur vor, Fried-
rich Merz wäre an Scholz’ Stelle gewesen. In der wirklichen 
Welt ist es weniger der Erregung wert, dass Scholz einen Poli-
tiker mit afrikanischen Vorfahren anging, sondern eher, dass 
der Bundeskanzler – aus welchen Gründen auch immer – 
 offenbar ausgetickt ist, alle Beherrschung verlor und sich 
durch dieses Verhalten letztlich für sein Amt disqualifizierte. 

Wo Erregung ebenso angebracht wäre, ist die Tatsache, 
dass Einwanderung über die Asyl-Schiene zum tödlichen Pro-
blem geworden ist. Betonpoller, um Versuche zu verhindern,  
so viele Leute wie möglich umzubringen, hat es  in den 80er 
Jahren nicht gegeben. Unsere Lebensart hat sich drastisch 
verändert, obwohl Politiker genau das Gegenteil versprachen. 
Tatsache ist, dass Menschen noch leben würden und anderen 
lebensverändernde Verletzungen erspart geblieben wären, 
wenn die Täter von München, Magdeburg, Aschaffenburg 
oder Mannheim nicht im Land gewesen wären. Diese Kosten 
des deutschen Asyl-Systems erregen nur wenige.

Stattdessen ist in Deutschland die Erregung über diejeni-
gen groß, die infrage stellen, dass der Staat Einwanderung im 
Griff hat und Korrekturen fordern. Da offenbart sich eine Art 
Stockholmsyndrom: Auf der wenige Stunden nach dem An-
schlag in München stattfindenden Demonstration gegen 
„Rechts“ beklagte ein Redner, „Schutzsuchende“ würden 
„hier oft jahrelang unter beengten Bedingungen (…) leben, 
ohne ausreichende Unterstützung und mit viel Ausgrenzung. 
Und dann wundert man sich, dass es irgendwann zu Proble-
men kommt.“ Im Klartext: „Die schon länger hier sind“ haben 
selbst schuld, wenn sie totgefahren- oder gestochen werden. 

Auch die Erregung von SPD und Grünen über das Ansin-
nen der Union, Abhilfe zu schaffen, fällt in diese Kategorie. 
Bloß nicht zugeben, dass etwas schiefläuft. Bloß nicht zuge-
ben, dass die „Open Border“-Ideologie dem Land schadet. 
Bloß nicht zugeben, dass Maßnahmen, wie die Verschärfung 
des Waffengesetzes, nur Placebos sind, die zudem rechtstreue 
Bürger kujonieren. SPD und Grüne wären dagegen selbst aller 
Erregung wert, ließen sie doch in fast vier Jahren Regierungs-
zeit die Dinge laufen und verweigern sich nun selbst noch 
dem Versuch einer Kurskorrektur in letzter Minute. 

Ja, dieses nervöse Land in der Mitte Europas erregt sich 
 offenkundig gern, doch in der Regel kaum dort, wo es 
 angebracht wäre – und in aller Regel auch noch folgenlos. 

@ Den Autor erreichen Sie unter Will@infoautor.de    
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Bärbel Bas, noch amtieren-
de Bundestagspräsiden-

tin, dankte bei der letzten Par-
lamentssitzung jenen  außer-
halb des Rampenlichts:  den 
Schriftführern,  Plenarassisten-
ten,  Stenografen und  der Tech-
nik im Plenarsaal.  „Ohne sie 
alle hätten wir das nicht ge-
schafft.“ Sie verabschiedete  al-
le per „fröhlichem Glückauf. 
Die Sitzung ist geschlossen.“  
Und der Bundestag auch.
  Lars Klingbeil setzte jetzt 
eine direkte Attacke gegen 
Friedrich Merz.  Der SPD-Chef 
meinte, mit Merz (CDU) sei es 
wie auf Familienfeiern, „wo es 
dann diesen meckernden On-
kel gibt“, der alles besser wisse, 
„der sagt, dass er alles besser 
kann, der überheblich auf die 
anderen herunter guckt“. Da 
stellt sich die Frage, ob Kling-
beil auch über   Olaf Scholz 

(SPD) gesprochen hat.
  Der Michael will in den 
Bundestag.  Ein Jobportal 
nahm nun die Profile der 
4.506 Wahlbewerber unter die 
Lupe, auch die Vornamen.  Wie 
schon zur Bundestagswahl 
2022 kandidieren am 23. Fe -
bruar am häufigsten Männer 
mit dem Vornamen Michael 
fürs Parlament, bei den Frau-
en ist es demnach die Anna. 
  Stefan Seidler sitzt für den 
Südschleswigschen Wähler-
verband (SSW) im Bundestag.  
Seidler erklärte jetzt, Süd-
schleswig sei weit weg von 
Berlin. „Das Wetter ist rau, die 
Leute sind nordisch stoisch 
und wortkarg. Aber hier leben 
die glücklichsten Menschen 
Deutschlands.“ In Berlin  sei 
„mehr Seegang als Kurs“. 
@ Den Autor erreichen Sie unter 
forum@infoautor.de

Der Michael und die Anna 
wollen in den Bundestag

Hagen Strauß  über Kurioses und Ungewöhnli-
ches im Politikbetrieb

„Wills Woche“ im digitalen Sonntagsjournal

In seiner Kolumne in „Der Sonntag“ schreibt Alexander Will über 
Das Hexen-Einmal-Eins der Parteien im Wahlkampf.

  Als Abonnent finden Sie die neue Ausgabe ab Sonntagmorgen 
im Nordwest-ePaper-Kiosk. „Wills Woche“ steht auch online.
P @ www.NWZonline.de/meinung

„Es ist eine sehr sichere Wahl“
Interview  Bundeswahlleiterin Brand über Gefahren, Zeitdruck und neues Wahlrecht

Von Jana Wolf, Büro Berlin

Frau Bundeswahlleiterin, 

Deutschland steht im Fokus 

von Desinformationskampag-

nen und Einflussversuchen, vor 

allem aus Russland. Vor der 

Wahl können sich diese Gefah-

ren verschärfen. Wie sicher ist 

die Bundestagswahl?

Brand: Die Bundestagswahl ist 
aufgrund unseres Wahlsys-
tems eine sehr sichere Wahl. 
Die Wähler geben ihre Stimme 
analog ab, entweder auf dem 
Stimmzettel im Wahllokal 
oder per Briefwahl. Dadurch 
liegen alle Stimmen auf Papier 
vor und werden auch auf 
Papier ausgezählt. Die Auszäh-
lung ist öffentlich. Deshalb 
sind die Wahlergebnisse im-
mer nachvollziehbar und die 
Wahl sicher.

Desinformationskampagnen 

können schon vor dem Wahl-

tag beginnen und zielen darauf 

ab, die politische Meinungsbil-

dung zu beeinflussen. Haben 

Sie konkrete Hinweise, dass 

sich solche Kampagnen noch 

verschärfen?

Brand: Wir sehen, wie vor je-
der Bundestagswahl, eine Rei-
he von Falschinformationen 
in den sozialen Medien. Da 
versuchen wir, diese richtigzu-
stellen und über unsere eige-
nen Kanäle umfassend zu in-
formieren. Vor den Wahlen 
nehmen solche Falschinfor-
mationen zu, das war auch bei 
früheren Wahlen so. Konkrete 
Hinweise, dass es eine deutli-
che Zuspitzung bis zum Wahl-
tag gibt, haben wir nicht. Wir 
sehen auch keine systemati-
sche Beeinflussung der Wahl. 
Aber wir stellen uns darauf 
ein, dass die Zahl von Falsch-
informationen noch zuneh-
men wird.

Beim Richtigstellen von 

Falschnachrichten ist man im-

mer hinter der Welle: Sind sie 

einmal in der Welt, können sie 

sich verbreiten und sind nur 

noch schwer einzufangen. Wo-

ten sehr anstrengend. Eine 
große Last tragen auch die vie-
len Helferinnen und Helfer in 
den Kommunen, in den Wahl-
lokalen, die Kreiswahlleitun-
gen. Alle geben ihr Bestes für 
die Wahlvorbereitung, unter 
großen Anstrengungen.

Sind Sie sich sicher, dass auch 

die Briefwahl ordnungsgemäß 

und fristgerecht ablaufen 

kann?

Brand: Die Briefwahl läuft 
größtenteils seit der ersten 
Februarwoche. Ein früherer 
Start der Briefwahl war nicht 
möglich, weil die Wahlvor-
schläge erst zugelassen wer-
den und die Stimmzettel er-
stellt werden mussten. Alle 
Wahlbriefe müssen spätestens 
am Wahlsonntag um 18 Uhr 
bei der zuständigen Stelle, die 
auf dem Wahlbrief aufge-
druckt ist, eingegangen sein. 
Dafür tragen die Wählerinnen 
und Wähler selbst die Verant-
wortung.

Was raten Sie Briefwählern, 

dass es auch klappt?

Brand: Ich empfehle jedem, 
der per Brief wählen möchte, 
die Briefwahlunterlagen 
schnellstmöglich zu beantra-
gen, wenn das noch nicht ge-
schehen ist. Nach Erhalt soll-
ten die Unterlagen unmittel-
bar ausgefüllt und zurückge-
schickt werden. Bei Versand 
über die Deutsche Post sollten 
sie spätestens am Donnerstag 
vor der Wahl verschickt wer-
den. Man kann sie aber auch 
bei der auf dem Wahlbrief auf-
gedruckten Stelle persönlich 
abgeben oder vor Ort in den 
Briefwahlstellen direkt wäh-
len.  

Bei dieser Wahl gilt erstmals 

das neue Wahlrecht. Wirkt 

sich das überhaupt für Wähler 

konkret aus?

Brand: Für die Wählerinnen 
und Wähler verändert sich im 
Wahlablauf nichts. Sie haben 
nach wie vor eine Erst- und 
eine Zweitstimme. Das neue 
Wahlrecht betrifft im Kern die 
Sitzverteilung des Bundesta-
ges und hat zum Ziel, die Zahl 
der Abgeordneten zu begren-
zen. Wie schon zuvor bleibt 
der Zweitstimmenanteil einer 
Partei entscheidend dafür, wie 
viele Sitze sie im Bundestag 
bekommt. Nur ist nach dem 
neuen Wahlrecht die Zahl der 
Sitze auf 630 festgelegt. Es gibt 
jetzt keine Garantie mehr, 
dass die Person mit den meis-
ten Erststimmen im jeweili-
gen Wahlkreis automatisch in 
den Bundestag einzieht. Erfor-
derlich ist dafür eine Zweit-
stimmendeckung. 
P @ Das ganze Interview lesen Sie 
online unter: ol.de/interview-brand

Zwei Funktionen in einem Amt

Ruth Brand  (57) ist seit dem 
1. Januar 2023  Präsidentin 
des Statistischen Bundes-
amtes in Wiesbaden und da-
mit zugleich auch Bundes-
wahlleiterin. Die promovierte 
Wirtschaftswissenschaftle-
rin  arbeitet seit 2001 im Sta-
tistischen Bundesamt mit 
einer Zwischenstation im 
Bundesinnenministerium als 
Leiterin des Beschaffungs-
amtes von 2020 bis 2022. 

d
pa

-B
IL

D
: A

lb
er

t

rauf sollten die Wählerinnen 

und Wähler achten?

Brand: Bei der Bundestags-
wahl gilt, was auch in allen an-
deren Lebensbereichen gilt: 
Wenn ich Informationen er-
halte, die mir nicht glaubwür-
dig erscheinen oder mir ko-
misch vorkommen, sollte man 
sie hinterfragen und eine 
zweite Quelle zurate ziehen. Es 
lohnt sich immer, auch auf an-
deren Seiten nachzuschauen. 
Alle Informationen zum Wahl-
ablauf finden Sie auf unserer 
Internetseite oder auf unseren 
Social-Media-Kanälen.

Sie haben im November vor 

einem zu frühen Wahltermin 

gewarnt, was Ihnen scharfe 

Kritik aus Union und FDP ein-

gebracht hat. Haben sich Ihre 

Befürchtungen bewahrheitet? 

Wie laufen die Vorbereitungen 

der Wahl, trotz der verkürzten 

Fristen?

Brand: Die Vorbereitungen 
laufen so, wie wir uns das vor-
stellen. Die Wahl ist jetzt gut 
vorbereitet. Alle Gemeinden 
haben ihre Wahlräume, die 
Wahlbenachrichtigungen sind 
verschickt, die Briefwahl hat 
begonnen.

Wie strapaziert sind Sie und Ihr 

Team unter dem Zeitdruck?

Brand: Es ist für alle Beteilig-


